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Lieferkettenregulierung jenseits des Omnibusses: Die Bedeutung von 

Digitalisierung und Stakeholder-Dialog für CSDDD und LkSG 

Klaas Hendrik Eller, Tonio Friedmann, Thibaud Herrmann, Anne-Christin Mittwoch, 

Andreas Rühmkorf, Daniel Schönfelder and Ben Vanpeperstraete 

I. Einleitung1 

Um diese Ziele zu erreichen, sollen bürokratische Hürden für Unternehmen abgebaut werden 

- dies vor allem im Bereich der Lieferkettenregulatorik. Zentral ist insoweit der Vorschlag der 

Kommission für ein Omnibus-Paket zur Überarbeitung verschiedener 

nachhaltigkeitsfördernder Rechtsakte vom 26.02.2025.2 Dieser betrifft primär die Corporate 

Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD),3 die Corporate Sustainability Reporting 

Directive (CSRD)4 und die Taxonomie-Verordnung5 bzw. die diese konkretisierenden 

delegierten Rechtsakte der Kommission.6 Ein entsprechender Richtlinienvorschlag hat im 

Trilogverfahren im Dezember 2025 eine Mehrheit gefunden - mit der Verabschiedung der 

Richtlinie 2026 werden zahlreiche nachhaltigkeitsfördernde Aspekte der europäischen 

Lieferkettenregulierung abgeschwächt werden. Flankierend hat die deutsche Bundesregierung 

am 03.09.2025 einen Gesetzentwurf angenommen, der das 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG)7 an die anstehenden Änderungen anpassen soll. 

Die formale Verabschiedung des Gesetzes ist für Anfang 2026 geplant, das Bundesamt für 

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat aufgrund einer entsprechenden Weisung der 

Bundesregierung bereits die Prüfung der sog. LkSG-Berichte nach §§ 12, 13 LkSG eingestellt. 

Wie sehen vor dem Hintergrund dieser aktuellen Deregulierungsprozesse die 

Entwicklungsperspektiven des Lieferkettenrechts aus? Der Beitrag geht dieser Frage nach, 

ohne die Details der geplanten Änderungen zu analysieren und richtet nach einem Überblick 

über die Praxiseffekte des LkSG (s.u. Kap. II.) den Blick stattdessen auf zwei 

Themenkomplexe, die jenseits des aktuellen Omnibus-Verfahrens stehen, den normativen und 

praktischen Rahmen der unternehmerischen Lieferkettensorgfalt aber entscheidend prägen. 

Beide erfahren in der aktuellen Lieferkettendiskussion noch vergleichsweise wenig 

Aufmerksamkeit, teils weil sie im Normtext von CSDDD und LkSG keine direkte 

Berücksichtigung finden, teils weil sie andernorts diskutiert werden oder ihre Bedeutung für 

die Lieferkettenregulierung schlicht noch unterbelichtet ist. Es handelt sich erstens um die 

effektive Einbindung von Stakeholdern in unternehmerische Entscheidungsprozesse (s.u. Kap. 

III.), zweitens um den Einsatz von Digitalisierung und künstlicher Intelligenz bei der Erfüllung 

der Sorgfaltspflichten (s.u. Kap. IV. und V.). Zu einem für das Lieferkettenrecht kritischen 

Zeitpunkt sind diese Fragestellungen besonders hilfreich, will man die Diskussion nicht auf die 

Dichotomie aus Nachhaltigkeitsförderung und Wettbewerb beschränken, sondern stattdessen 

einen umfassenden Blick auf die wirtschaftsrechtliche Nachhaltigkeitstransformation der 

 
1 Einleitung und Fazit von Anne-Christin Mittwoch, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und Andreas 

Rühmkorf, Westfälische Hochschule. 
2 Dazu Mittwoch, GPR 2025 S. 120. 
3 RL 2024/1760/EU vom 13.06.2024. 
4 RL 2022/2464/EU vom 14.12.2022. 
5 VO (EU) 2020/852 vom 18.06.2020. 
6 Zum aktuellen ESG-Backlash knapp Harnischmacher/Pöschke, KlimaRZ 2025 S. 197 sowie Mittwoch, 

KlimaRZ 2025 S. 157. 
7 BT-Drucks. 422/25 vom 05.09.2025. 



kommenden Jahre bewahren. Die folgenden Ausführungen beruhen auf den zentralen 

Aussagen der Vorträge, die auf der Fachtagung "Supply Chain Law beyond the Omnibus" am 

07.11.2025 von der BSP Business & Law School, dem Research Institute for Sustainable 

Economic Law (RISE) der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, der Westfälischen 

Hochschule und dem British Institute of International and Comparative Law (BIICL) in Berlin 

gehalten wurden.8 Sie untersuchen die zwei genannten Ansätze einer Fortentwicklung des 

Lieferkettenrechts - Stakeholder-Dialog und Digitalisierung - indem sie die wissenschaftliche 

mit der praktischen Perspektive kombinieren.9 Den Auftakt bildet eine Skizze der 

Praxiserfahrungen mit dem LkSG. 

[4] II. Lessons learned aus vier Jahren Lieferkettengesetz - Erfolge, Schwächen 

und Chancen für Verbesserungen10 

Vier Jahre nach Inkrafttreten des LkSG bietet sich eine erste Zwischenbilanz seiner Wirkung 

in Unternehmen, für Rechteinhabende sowie in globalen Lieferketten an. Das Gesetz hat 

zweifellos substanzielle Impulse gesetzt und menschenrechtliche sowie ökologische 

Sorgfaltspflichten im unternehmerischen Mainstream verankert.11 Zugleich treten -

erfahrungsgemäß in einer frühen Umsetzungsphase komplexer Regelwerke - 

Umsetzungsdefizite seitens einiger Unternehmen zutage, die in der Praxis bisweilen als 

unnötige Bürokratisierung wahrgenommen werden. Ein genauerer Blick zeigt allerdings, dass 

die beobachteten Probleme überwiegend dem noch unzureichenden Reifegrad 

unternehmerischer Prozesse geschuldet sind - erwartbar bei einem derart neuartigen Gesetz 

nach nur zwei Jahren Umsetzungspflicht. Vorreiterunternehmen demonstrieren bereits heute, 

dass wirksame, risikoorientierte und zugleich schlanke Sorgfaltspflichtenpraktiken möglich 

sind. 

1. Erfolge des LkSG 

Das LkSG hat in seinem bisherigen Anwendungszeitraum bemerkenswerte Erfolge erzielt: 

Rechteinhabende und zivilgesellschaftliche Akteure nutzen das Beschwerdeverfahren des 

LkSG sowohl auf Unternehmensebene als auch gegenüber dem Bundesamt für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle (BAFA), um konkrete Verbesserungen in Lieferketten zu erreichen - etwa 

für Lkw-Fahrer in Deutschland12 oder landwirtschaftlich Beschäftigte in 

zentralamerikanischen Bananenplantagen.13 Unternehmen haben umfangreiche Governance-

Strukturen aufgebaut, menschenrechtliche Anforderungen in Verträgen und Verhaltenskodizes 

standardisiert und entsprechende Expertise institutionalisiert. Parallel ist ein globaler Trend zur 

gesetzlichen Verankerung unternehmerischer Sorgfaltspflichten erkennbar - u.a. in Taiwan, 

 
8 Die Tagung wurde gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - Projektnummer: 527798519. 
9 Die Ausführungen geben lediglich die Auffassungen des jeweiligen Autors wieder. 
10 Das folgende Kap. II. beruht auf dem Vortrag von Daniel Schönfelder, Partner bei blue marble legal und Lead 

European Legal Advisor, Responsible Contracting Project. 
11 Im Detail s. Schönfelder: Lieferkettengesetz, Kurzgutachten, März 2025, s.u. https://hbfm.link/14286 (Abruf: 

15.12.2025). 
12 Vgl. ver.di vom 06.11.2023, s.u. https://hbfm.link/14287 (Abruf: 15.12.2025). 
13 Spiegel vom 06.11.2025, s.u. https://hbfm.link/14288 (Abruf: 15.12.2025). 



Südkorea, Thailand, Indonesien, Kolumbien, der Schweiz, Brasilien sowie auf Ebene der 

Vereinten Nationen.14 

2. Herausforderungen in der Unternehmenspraxis 

In der Unternehmenspraxis zeigt sich jedoch auch, dass ineffiziente oder formalistische 

Umsetzungsansätze ("Box-Ticking" bzw. "Tick-Boxing") weiterhin verbreitet sind. Ein 

solches Vorgehen ignoriert materielle Vorgaben des LkSG zur Wirksamkeit, Ursachenanalyse, 

Beteiligung von Betroffenen und zur gemeinsamen Verantwortung und Kostenteilung.15 Es 

manifestiert sich insbesondere in drei problematischen Mustern: erstens in standardisierten, 

sektorneutralen Fragebögen im "One-Size-Fits-All"-Ansatz der IT-Tools,16 zweitens in 

vertraglichen Konstruktionen, die Risiken einseitig auf Zulieferer abwälzen ("Outsourcing 

Responsibility"), und drittens in einer stark zentralisierten, rein headquarters-orientierten 

Umsetzung, die wesentliche gesetzliche Anforderungen an Wirksamkeit, Ursachenanalyse und 

Betroffenenbeteiligung verfehlt. Gute Praxisbeispiele - etwa die risikoorientierte Priorisierung 

von Hapag-Lloyd, die Modelle geteilter Verantwortung bei Vaude,17 C& A und des 

Responsible Contracting Projects18 sowie die Theory-of-Change Ansätze für Risikorohstoffe 

von Mercedes19 oder die Rightsholder-Einbindung vor Ort bei Lidl20 - belegen, dass eine 

substanziell wirksamere Umsetzung durchaus möglich ist. 

3. Die Rolle des Staates (BAFA) 

Die Rolle des Staates ist in dieser Transformationsphase ambivalent: Das BAFA hat sich 

bislang für einen dialogorientierten, lernbasierten Aufsichtsansatz entschieden.21 Dieses 

Vorgehen erscheint angesichts der Neuartigkeit und Komplexität des Rechtsrahmens in der 

Anfangsphase durchaus plausibel: Alle müssen Sorgfaltspflichten erst lernen. Mit 

fortschreitender Zeit wirft das jedoch die Frage nach der Effektivität der Rechtsdurchsetzung 

 
14 KTNC (Korean Transnational Corporations) Watch vom 13.06.2025, https://hbfm.link/14289; Câmara dos 

Deputados Brasil, PL 572/2022 vom 14.03.2022, s.u. https://hbfm.link/14290; Kolumbien, s.u. 

https://hbfm.link/14294; UN OHCHR, s.u. https://hbfm.link/14295 (alle jew. Abruf: 15.12.2025). 
15 Dies wird in den BAFA-Handreichungen wiederholt betont, vgl. etwa BAFA, Angemessenheit und 

Wirksamkeit, generell zur Wirksamkeit S. 6, 22, 23 und spezifisch zur Ursachenanalyse; zu Standards, Audits 

und Zertifizierungen - zur Ursachenanalyse, S. 10, 19, 25, 26, 29, 34 zu Rechteinhabenden, S. 10, 11, 17, 24, 33, 

34 und zur Zusammenarbeit in der Lieferkette - zur gemeinsamen Verantwortung allgemein S. 21, 23, zur 

Kostenteilung spezifisch S. 28 ff.; mit Blick auf die Betroffenen Schönfelder, ESGZ 2023 Heft 2 S. 23. 
16 Eine Grundursache hierfür sind die weit verbreiteten, bürokratischen und teuren IT-Tools, die auf Knopfdruck 

oberflächliche und weitgehend wirkungslose Standardfragebögen an Lieferanten versenden: "Halten Sie das 

Verbot für Kinderarbeit ein"; das verschwendet knappe unternehmerische Ressourcen und verankert den falschen 

Eindruck, das LkSG sei ein reiner Papiertiger; wie es besser geht, zeigen Streibelt/Heinze/Drewes, in: BMZ 

(Hrsg.), Praxishilfe: Unterstützung von Sorgfaltsprozessen mit IT-Tools und Softwarelösungen, 2025, s.u. 

https://hbfm.link/14296 (Abruf: 15.12.2025); sollte die europäische Praxis hier nicht von deutschen Fehlern 

lernen, könnte das die Achillesferse des politischen Kapitals des EU-Lieferkettengesetzes werden. 
17 FairWear, Vaude Brand Performance Check, 2025, s.u. https://hbfm.link/14297 (Abruf: 15.12.2025). 
18 Siehe für C& A und weitere Unternehmen unter https://www.responsiblecontracting.org/uptake (Abruf: 

15.12.2025). 
19 Mercedes-Benz, Raw Material Report 2024, s.u. https://hbfm.link/14298 (Abruf: 15.12.2025). 
20 Lidl, Human Rights Impact Assessment, s.u. https://hbfm.link/14299 (Abruf: 15.12.2025). 
21 Zuletzt BAFA, Rechenschaftsbericht LkSG 2024, S. 16. 



auf.22 Bislang hat die Behörde - soweit öffentlich bekannt - von der Möglichkeit der 

Verhängung von Bußgeldern keinen Gebrauch gemacht. Vor dem Hintergrund der 

bevorstehenden Umsetzung der CSDDD und der dort vorgesehenen Unabhängigkeit23 sowie 

des höheren Sanktionsrahmens zeichnet sich jedoch eine notwendige Neujustierung der 

staatlichen Durchsetzungspraxis ab. Gleichzeitig kommt dem Staat eine unterstützende 

Funktion bei der Operationalisierung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten zu. Durch 

Leitlinien, Datenbanken und Tools - wie 

[5] CSR Risk Check, BHR Navigator oder den Helpdesk Wirtschaft & Menschenrechte - 

werden Unternehmen bei Risikoidentifikation und Maßnahmenplanung unterstützt. Allerdings 

bleibt die vorhandene Guidance in zentralen Bereichen, insbesondere bei der Priorisierung von 

Risiken, hinter den praktischen Bedürfnissen der Unternehmen zurück.24 Ebenso könnten 

staatlich bereitgestellte offene Datensätze - etwa zu Living-Wage-Werten, typischen 

Risikoszenarien je Branche und Land oder Lieferkettenstrukturen und - sehr entscheidend - 

bessere Datenschnittstellen beim CSR Risk Check - redundante Kosten reduzieren und die 

Wirksamkeit der Sorgfaltsprozesse erhöhen. 

III. Stakeholder-Engagement in der lieferkettenrechtlichen Due Diligence: Eine 

zivilgesellschaftliche Perspektive25 

Die Einbeziehung von Stakeholdern (Stakeholder-Engagement) in unternehmerische 

Entscheidungsprozesse wurde ursprünglich insbesondere in der Betriebswirtschafts- und 

Managementlehre diskutiert.26 Im Fokus gegenwärtiger Debatten steht die Verpflichtung von 

Unternehmen, die Perspektive betroffener Stakeholder im Rahmen der menschenrechts- und 

umweltbezogenen Sorgfaltspflichten sinnvoll einzubeziehen. Dies ist historisch zunächst auf 

internationale - unverbindliche -Rahmenwerke wie die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 

Menschenrechte27 sowie die OECD-Leitlinien für multinationale Unternehmen28 

zurückzuführen, welche die Einbeziehung von Stakeholdern zu einem integralen Bestandteil 

der lieferkettenrechtlichen Due Diligence erklärt haben. 

1. Stakeholder-Engagement im internationalen Recht 

Die im Jahr 2011 verabschiedeten UN-Leitprinzipien führten einen menschenrechtsbezogenen 

Due-Diligence-Prozess für Unternehmen ein, mit dem Risiken oder Schäden für betroffene 

Interessengruppen identifiziert und vermieden werden sollen. Ein wesentliches Werkzeug in 

 
22 ECCHR, BfdW, misereor, Zwei Jahre Lieferkettengesetz, Erfahrungsbericht, 2025, s.u. https://hbfm.link/14300 

(Abruf: 15.12.2025). 
23 Im Detail Streibelt, Supervisory Authorities (Art. 24), in: Bright/Scheltema (Hrsg.), CSDDD (im Erscheinen). 
24 Ein Vorschlag des Autors hierzu s. Schönfelder, a.a.O. (Fn. 11), S. 10 f. 
25 Das folgende Kap. III. beruht auf den Vorträgen von Tonio Friedmann, Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

und Ben Vanpeperstraete, Senior EU Adviser, Anti-Slavery International. 
26 Siehe etwa aus betriebswirtschaftlicher Sicht Kujala u.a., Business & Society 2022 S. 1136; Buhmann u.a., The 

Routledge Handbook on Meaningful Stakeholder Engagement, 2025; grundlegend dazu Freeman, Strategic 

management, Jahrgang 1984. 
27 UN OHCHR, A/HRC/17/31 vom 21.03.2011, Guiding Principles on Business and Human Rights: ("UN-

Leitprinzipien"), s.u. https://hbfm.link/14301 (Abruf: 15.12.2025). 
28 OECD, Leitsätze für multinationale Unternehmen zu verantwortungsvollem unternehmerischem Handeln, 2023 

("OECD-Leitsätze"). 



diesem Prozess ist der sinnvolle Einbezug von Stakeholdern.29 Für einige Konstellationen ist 

dies sogar explizit gefordert.30 Ziel der Einbeziehung ist es, die spezifischen Auswirkungen der 

Unternehmenstätigkeit auf die betroffenen Interessenträger zu ermitteln. Nach den UN-

Leitprinzipien kann dies durch eine direkte Konsultation, die sprachliche und sonstige 

Hindernisse berücksichtigt, erfolgen.31 Darüber hinaus enthalten die UN-Leitprinzipien aber 

keine konkrete Definition dessen, was eine sinnvolle Einbeziehung der Stakeholder verlangt. 

Auch die menschenrechts- und umweltbezogene Due Diligence der OECD-Leitlinien sieht die 

Einbeziehung der Interessenträger als integralen Bestandteil vor.32 In den Leitlinien heißt es 

dazu, dass sich ein konstruktiver Dialog durch einen "anhaltenden und auf Gegenseitigkeit 

beruhenden Dialog mit den betroffenen Akteuren, der von allen Beteiligten nach dem 

Grundsatz von Treu und Glauben geführt wird und den Standpunkten der Akteure Rechnung 

trägt" auszeichnet.33 Ferner soll die Einbeziehung der Interessenträger zeitgerecht erfolgen und 

für die Beteiligten zugänglich, angemessen und sicher sein sowie Barrieren für die Einbindung 

vulnerabler oder sozial ausgegrenzter Beteiligter berücksichtigen.34 Die Interessen der 

Stakeholder und deren Ansichten sollen im Hinblick auf die Organisation und 

Entscheidungsfindung für Projekte und andere Aktivitäten berücksichtigt werden, die sie 

wesentlich betreffen.35 Wer sind nun aber die Stakeholder? Beide internationalen 

Rahmenwerke verstehen den Begriff der Stakeholder weit, wobei der Schwerpunkt auf der 

Betroffenheit der Interessenträger liegt. Die Interessenträger und insbesondere die betroffenen 

Rechteinhaber bilden aber keine homogene Gruppe. Vielmehr unterscheiden sie sich 

hinsichtlich des Grades ihrer Sichtbarkeit, ihrer möglichen Einbeziehungsmöglichkeiten und 

ihrer Schutzbedürftigkeit.36 Ein sinnvoller menschenrechts- und umweltbezogener 

Sorgfaltspflichtenprozess erkennt die Vielfalt der betroffenen Interessenträger daher an und 

gestaltet seine Beteiligungsprozesse so, dass die am stärksten gefährdeten, jedoch am 

wenigsten sichtbaren Interessengruppen identifiziert und angemessen eingebunden werden.37 

2. Stakeholder-Engagement unter dem LkSG und der CSDDD 

Das im Jahr 2021 erlassene und am 01.01.2023 in Kraft getretene deutsche LkSG verfolgt einen 

breiteren Ansatz und bezieht auch Arbeitnehmer, Beschäftigte in der Lieferkette und andere 

Betroffene ein. In ihrer ursprünglich verabschiedeten Fassung geht die CSDDD noch weiter. 

Sie bezieht Gewerkschaften und andere Arbeitnehmervertreter, zivilgesellschaftliche 

Organisationen, nationale Menschenrechtsinstitutionen, Verbraucher und andere Personen und 

Gruppen mit ein, deren Rechte oder Interessen durch die Tätigkeit des Unternehmens, seiner 

Tochtergesellschaften und seiner Geschäftspartner beeinträchtigt werden oder beeinträchtigt 

werden könnten (Art. 3 Abs. 1 lit. n CSDDD). Das LkSG orientiert sich zwar ebenfalls an den 

internationalen Rahmenwerken, verzichtet allerdings auf eine eigenständige Sorgfaltspflicht, 

 
29 UN-Leitprinzipien, a.a.O. (Fn. 27), Guiding Principle 18 lit. b. 
30 Siehe ILO, Indigenous and Tribal Peoples Convention, C169; UNGA Declaration on the Rights of Indigenous 

Peoples (UNDRIP), 2007; Organisation of American States, American Declaration on the Rights of Indigenous 

Peoples (ADRIP), 2016. 
31 UN-Leitprinzipien, a.a.O. (Fn. 27), Commentary S. 20. 
32 OECD-Leitsätze, a.a.O. (Fn. 28), S. 22, Nr. 28. 
33 OECD-Leitsätze, a.a.O. (Fn. 28), S. 22, Nr. 28. 
34 OECD-Leitsätze, a.a.O. (Fn. 28), S. 22, Nr. 28. 
35 OECD-Leitsätze, a.a.O. (Fn. 28), S. 22, Nr. 28. 
36 OECD-Leitsätze, a.a.O. (Fn. 28), S. 31, Nr. 50. 
37 OECD-Leitsätze, a.a.O. (Fn. 28), S. 22, Nr. 28. 



die nach dem Vorbild der UN-Leitprinzipien und den OECD-Leitlinien die Einbeziehung von 

Interessenträgern selbstständig geregelt hätte. 

[6] Dies bedeutet gleichwohl nicht, dass der deutsche Gesetzgeber die Einbeziehung von 

Interessenträgern gar nicht geregelt hätte. Nach § 4 Abs. 4 LkSG müssen Unternehmen bei der 

Errichtung und Umsetzung ihres Risikomanagementsystems die Interessen ihrer Beschäftigten, 

der Beschäftigten innerhalb ihrer Lieferketten und derjenigen, die in sonstiger Weise durch das 

wirtschaftliche Handeln des Unternehmens oder durch das wirtschaftliche Handeln eines 

Unternehmens in seinen Lieferketten in einer geschützten Rechtsposition unmittelbar betroffen 

sein können, angemessen berücksichtigen.38 In der Gesetzesbegründung heißt es dazu, dass 

direkte Konsultationen eine Form der Kommunikation mit Stakeholdern sein können, bei der 

diese partizipativ Informationen über ihre Interessen und menschenrechtliche Situation 

bereitstellen.39 Damit enthält auch das LkSG eine dezidierte Pflicht zur Konsultation 

bestimmter Stakeholder. Zudem enthält das in § 8 LkSG geregelte Beschwerdeverfahren 

weitere Elemente zur Einbeziehung der Interessenträger. Zum einen sollen ausweislich der 

Gesetzesbegründung die Zielgruppen des Beschwerdemechanismus bei der Gestaltung des 

Beschwerdeverfahrens konsultiert werden.40 Zum anderen bietet das Beschwerdeverfahren als 

Frühwarn- und Feedbacksystem die Möglichkeit, menschenrechts- und umweltbezogene 

Probleme zu identifizieren, bevor Interessenträger oder die Umwelt geschädigt werden. Durch 

den Hinweis der unmittelbar betroffenen Person aus dem Beschwerdeverfahren wird das 

Unternehmen in die Lage versetzt, Kontakt aufzunehmen und seinen weitergehenden 

Sorgfaltspflichten nachzukommen. Im Vergleich zum LkSG geht die CSDDD einen Schritt 

weiter, indem sie der Einbeziehung von Stakeholdern mit Art. 13 CSDDD einen eigenen 

Artikel widmet;41 bereits hierdurch hebt sich die Bedeutung der Einbeziehung im Rahmen des 

Sorgfaltspflichtenprozesses hervor. Was unter einer sinnvollen Einbeziehung zu verstehen ist, 

regelt auch die CSDDD nicht ausdrücklich. Zu begrüßen ist jedoch, dass sie mehr Vorgaben 

beinhaltet als die internationalen Rahmenwerke und das deutsche LkSG. So lassen sich einige 

Merkmale einer sinnvollen Einbeziehung aus der Richtlinie ableiten: Die konsultierten 

Interessenträger müssen sachdienliche und umfassende Informationen erhalten, die eine echte 

Interaktion und einen echten Dialog ermöglichen. Daher haben die konsultierten Stakeholder 

das Recht, Anfragen nach relevanten (zusätzlichen) Informationen zu stellen.42 Die CSDDD 

verpflichtet ebenfalls zur Beseitigung von Hindernissen, die der Einbeziehung von 

Interessenträgern entgegenstehen könnten (Art. 13 Abs. 5 CSDDD). Dies kann z.B. dadurch 

erreicht werden, dass Unternehmen Vertraulichkeit und Anonymität wahren, um zu 

verhindern, dass Interessenträger Opfer von Repressalien oder Vergeltungsmaßnahmen 

werden.43 Dabei muss auf sich überschneidende Faktoren wie Rasse, Klasse, Geschlecht, Kaste 

usw. eingegangen werden, um negative Auswirkungen auf Personen, die einem erhöhten 

Risiko ausgesetzt sind, zu berücksichtigen.44 Konkret ist die Einbeziehung bei der Einholung 

der erforderlichen Informationen über tatsächliche und potenzielle negative Auswirkungen, der 

Entwicklung von Präventions- und Korrekturmaßnahmenplänen, der Entscheidung, eine 

 
38 Mittwoch, in: Leyens/Seibt (Hrsg.), Hdb. Lieferkettenrecht, 2025, S. 869, Rn. 14. 
39 RegE eines Gesetzes über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten, BT-Drucks. 19/28649, 

19.04.2021, S. 43 f. 
40 RegE, a.a.O. (Fn. 39), S. 50. 
41 Siehe aber etwa auch die Pflicht zur Konsultation nach Art. 7 Abs. 2 CSDDD. 
42 Art. 13 Abs. 2 CSDDD. 
43 ErwGr. 65 CSDDD. 
44 ErwGr. 33 CSDDD. 



Geschäftsbeziehung zu beenden oder durchzusetzen, der Annahme geeigneter 

Abhilfemaßnahmen sowie ggf. der Entwicklung qualitativer und quantitativer Indikatoren zur 

Überwachung notwendig. Weitere Konkretisierung erfährt die Einbeziehung dadurch, dass sie 

auf geeigneter Ebene durchgeführt werden (z.B. Projekt oder Standortebene) und in 

angemessenen Zeitabständen erfolgen soll. Somit erstreckt sich die Pflicht zur Einbeziehung 

von Stakeholdern auf alle relevanten Ebenen der Due Diligence und ist weit gefasst.45 In Fällen, 

in denen eine wirksame Einbeziehung der interessierten Kreise nach vernünftigem Ermessen 

nicht möglich ist, muss das Unternehmen zusätzlich Sachverständige konsultieren. 

Unternehmen dürfen zwar auch auf Multi-Stakeholder-Initiativen oder Industrieinitiativen 

zurückgreifen, dies ersetzt jedoch nicht die Konsultation der Interessenträger. Dass die 

Einbeziehung von Stakeholdern ein elementares Element des Due-Diligence-

Pflichtenprogramms ist, zeigt sich schließlich auch in Art. 5 Abs. 1 lit. e CSDDD, der die 

Einbeziehung der Stakeholder als integralen Bestandteil der in der CSDDD geregelten Due-

Diligence-Prüfung aufzählt.46 

3. Zivilgesellschaftliche Perspektive 

Damit bleibt den Unternehmen aber dennoch ein wesentlicher Gestaltungsspielraum, wie sie 

ihrer Pflicht zur Einbeziehung der Stakeholder nachkommen. Mehr Orientierung könnten hier 

Leitlinien schaffen, die die Kommission nach Art. 19 Abs. 2 lit. a, Abs. 3 CSDDD bis zum 

26.01.2027 zur Verfügung gestellt haben muss.47 Da die Unternehmen sich hinsichtlich der 

Modalitäten und Methoden bei der Einbeziehung von Stakeholdern - bisher - weitgehend selbst 

überlassen sind, fallen die konkreten Erfahrungen in der Praxis sehr unterschiedlich aus. Da 

eine wirklich sinnvolle Konsultation der Rechteinhaber kompliziert und ressourcenintensiv 

sein kann, entscheiden sich viele Unternehmen dafür, nur oder vorrangig eine begrenzte 

Auswahl leicht erreichbarer Stakeholder in einer einmaligen Veranstaltung zu konsultieren, 

deren Parameter (Zeit, Ort, Format, Sprache usw.) für das Unternehmen bequem sind. Andere 

entscheiden sich dafür, die Einbindung von Stakeholdern auszulagern oder sie begnügen sich 

damit, Meinungen aus zweiter Hand (z.B. von internationalen Experten oder 

zivilgesellschaftlichen Organisationen) einzuholen, ohne mit den Rechteinhabern in Kon- 

[7] takt zu treten, die tatsächlich von ihren Aktivitäten betroffen sind. Diese 

unternehmenszentrierte Ausrichtung führt oft zu einer Art "vorsätzlicher Blindheit", bei der 

"schwierige" Stakeholder ausgeschlossen und heikle Themen vermieden werden, damit die 

Managementstrategie in Bezug auf Risiken und Compliance fortgesetzt werden kann. Es bleibt 

zudem unklar, ob ein gesetzlicher Auftrag ausreichend konkret vorschreiben kann und soll, 

dass eine sinnvolle Einbindung der Interessengruppen erfolgt, um die Qualität der 

Sorgfaltspflicht zu verbessern. Der von den OECD-Leitlinien vorgesehene Grundsatz von Treu 

und Glauben lässt sich nur schwierig in der Rechtsanwendung umsetzen. Insbesondere kann er 

die strukturelle Machtasymmetrie zwischen einem Unternehmen und seinen Stakeholdern 

nicht ausgleichen, da das Unternehmen weiterhin die Kontrolle über die Parameter der 

Einbindung der Interessengruppen behält. In diesem Sinne ist es wichtig, die sinnvolle 

 
45 Zum Ganzen auch Mittwoch, a.a.O. (Fn. 38), S. 869, Rn. 21 ff. 
46 Vgl. auch ErwGr. 40 CSDDD. 
47 Siehe hierzu den Vorschlag für eine Richtlinie des EU-Parlaments und des Rates zur Änderung der RL 

2006/43/EG, RL 2013/34/EU, RL (EU) 2022/2464 und RL (EU) 2024/1760 im Hinblick auf bestimmte 

Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung und die Sorgfaltspflichten von Unternehmen, 26.02.2025, 

COM(2025) 81 final 2025/0045 (COD), Art. 4 Abs. 9, S. 49, der eine Verkürzung der Frist für diese Leitlinien 

auf den 26.07.2026 zur Folge hätte; zu den Vorschlägen der Kommission zur Vereinfachung der CSDDD in Bezug 

auf Art. 13 CSDDD siehe III. 4. 



Einbindung von Interessengruppen auszuweiten, um gleichermaßen Beschwerdemechanismen 

und, im Falle der CSDDD, Meldemechanismen einzubeziehen. Sowohl das LkSG als auch die 

CSDDD sehen eine solche Verpflichtung vor, nämlich die Einrichtung oder Teilnahme an 

einem "fairen, öffentlich verfügbaren, zugänglichen, vorhersehbaren und transparenten" 

Beschwerdeverfahren, in dem Unternehmen alle zumutbaren Maßnahmen ergreifen müssen, 

um jegliche Form von Vergeltungsmaßnahmen zu verhindern, indem sie die Vertraulichkeit 

der Identität der Person oder Organisation gewährleisten, die die Beschwerde einreicht. 

Einzelpersonen und Organisationen (sowie deren Vertreter) können Beschwerden beim 

Unternehmen einreichen, angemessene Folgemaßnahmen verlangen, sich mit 

Unternehmensvertretern zu Gesprächen treffen und sie haben Anspruch auf fundierte 

Antworten. Wichtig ist, dass die CSDDD nicht verlangt, dass Beschwerdeführer Opfer von 

Unternehmensmissbrauch sind, sondern die Verpflichtung erweitert, auch zu einem 

Meldemechanismus zu werden, über den jeder, der über relevante Informationen verfügt, eine 

Beschwerde einreichen kann. Dadurch erhalten (potenziell betroffene) Interessengruppen 

teilweise die Möglichkeit, sich nach ihren eigenen Vorstellungen stärker mit dem Unternehmen 

auseinanderzusetzen. 

4. Ausblick 

Nach dem Vorschlag der Kommission für die Vereinfachung der CSDDD soll die Definition 

der Stakeholder eingegrenzt werden und auf solche Interessenträger beschränkt werden, deren 

Rechte oder Interessen von den Produkten, Dienstleistungen oder der Geschäftstätigkeit direkt 

betroffen sind oder sein könnten.48 Außerdem sollen die Phasen, in denen eine Einbeziehung 

der Interessenträger erforderlich ist, reduziert werden. Dies soll nur noch bei der Einholung der 

erforderlichen Informationen zu tatsächlichen oder potenziellen nachteiligen Auswirkungen, 

bei der Ausarbeitung von Präventions- und Korrekturmaßnahmenplänen sowie bei 

Abhilfemaßnahmen der Fall sein. Bei der Prüfung einer Aussetzung der Geschäftstätigkeit 

sowie der Entwicklung qualitativer und quantitativer Indikatoren für die 

Wirksamkeitskontrolle soll eine Einbeziehung nicht mehr notwendig sein.49 Unabhängig vom 

Ausgang des Omnibus-Verfahrens bleibt das Stakeholder-Engagement ein integraler 

Bestandteil der menschenrechts- und umweltbezogenen Sorgfaltspflicht der CSDDD. In Bezug 

auf das LkSG besteht für den deutschen Gesetzgeber somit weiterer Anpassungsbedarf. 

IV. Der "digital turn of due diligence": Digitale regulatorische Infrastrukturen 

der Lieferkettenregulierung50 

Die rechtliche Ausgestaltung von lieferkettenbezogenen Sorgfaltspflichten geht einher mit 

einer rapide zunehmenden Digitalisierung der Compliance-Praxis. Eine Vielzahl von Tools 

zumeist privater Anbieter will Unternehmen unterstützen bei der Kartierung und 

Rückverfolgbarkeit von Lieferketten, bei der Risikoanalyse, der Einbeziehung von 

Stakeholdern oder gar der Auswahl und Durchführung von Abhilfemaßnahmen. Das Spektrum 

reicht von algorithmischen Risikoscreening-Plattformen und Geodaten-basierten Tracing-

Systemen bis hin zu mobilen Beschwerde-Apps und digitalen Umfragetools. Zugleich setzt 

 
48 Vorschlag vom 26.02.2025 für eine EU-RL, a.a.O. (Fn. 47), Art. 4 Nr. 2, S. 45; aus der Einigung im 

Trilogverfahren am 09.12.2025 wurde bisher noch kein abschließender Text für die abgeänderte CSDDD 

veröffentlicht; insofern ist noch nicht klar, ob weitere Änderungen an Art. 13 CSDDD vorgenommen wurden; die 

PM der EU-Kommission vom 09.12.2025 über die Einigung enthält diesbezüglich aber keine Informationen, vgl. 

https://hbfm.link/14302 (Abruf: 15.12.2025). 
49 Vorschlag vom 26.02.2025 für eine EU-RL, a.a.O. (Fn. 47), Art. 4 Nr. 7, S. 48 f. 
50 Das folgende Kap. IV. beruht auf dem Vortrag von Klaas Hendrik Eller, Universität Amsterdam. 



auch der europäische Gesetzgeber immer stärker auf digitale Unterstützung der 

Lieferkettenregulierung, etwa durch IT-Systeme zum Datenaustausch (EUDR),51 Vorgaben zur 

digitalen Auswertbarkeit von Nachhaltigkeitsberichten (CSRD), oder die Anregung zur 

Nutzung solcher Tools durch Unternehmen (ErwGr. 68 CSDDD). Im Zuge des Omnibus-

Prozesses sind digitale Tools politisch immer mehr zu zentralen Instrumenten einer 

ressourcenschonenden Umsetzung von Sorgfaltspflichten oder gar zu umfassenden Lösungen 

stilisiert worden.52 Diese Entwicklung - ein "digital turn" der Lieferkettenregulierung53 - ist 

nicht lediglich eine neutrale Umsetzungserleichterung. Sie verändert die Art und Weise, wie 

Sorgfaltspflichten interpretiert, in Unternehmensprozesse umgesetzt, und von staatlichen 

Akteuren überwacht werden. Digitale Tools und Technologien avancieren zu wesentlichen 

Intermediären im System der Nachhaltigkeitsregulierung, die - ähnlich wie Zertifizierer oder 

Multi-Stakeholder-Initiativen - aktiv, wenngleich oft unerkannt, die normative Praxis von 

Sorgfaltspflichten prägen. Sie nutzen dabei gerade die Offenheit vieler Rechtsbegriffe der 

Lieferkettenregulierung, um eigene Definitionen und Begrifflichkeiten einzuführen, einen 

einfachen Weg der Einhal- 

[8] tung vielfältiger Regelungen nahezulegen54 und sich darüber als Knotenpunkte im 

wachsenden Ökosystem der Due-Diligence-Dienstleister zu positionieren.55 Das 

Forschungsprojekt "DigiChain"56 an der juristischen Fakultät der Universität Amsterdam sowie 

am Asser Institut (Den Haag) geht mit einem interdisziplinären Team der Frage nach, welche 

Rolle digitale Tools und Technologien derzeit im Sorgfaltspflichtprozess der einzelnen Säulen 

des EU Green Deal spielen und welche technischen und regulatorischen Antworten sich 

anbieten. Anders als private Zertifizierung entlang Lieferketten, die einer Vielzahl staatlicher 

und hybrider Regulierung und Standardsetzung unterliegt, bestehen für digitale Tools und 

Technologien im Bereich Nachhaltigkeit derzeit kaum normative Vorgaben und best practices 

.57 Das Beispiel der Einbeziehung von Stakeholdern verdeutlicht, in welcher Weise digitale 

Tools und Technologien durch ihr Design und ihre datengestützte Methodologie implizit an 

der Interpretation von Schlüsselbegriffen des Sorgfaltsprozesses mitwirken. Die systematische 

Einbindung der Perspektiven betroffener Individuen und Gemeinschaften ist ein normatives 

Kernelement der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte und Strukturmerkmal 

jüngerer Lieferkettenregulierung. Zugleich bleiben die Fragen umstritten, wer genau als 

Stakeholder gilt, wie eine wirksame Einbindung aussieht, und innerhalb welcher Schritte des 

Sorgfaltsprozesses diese erforderlich ist. Diese Unschärfen öffnen weitreichende 

Gestaltungsmacht für digitale Tools und Technologien. Qualitative Fallstudien im Rahmen des 

DigiChain-Projekts zeigen, dass sich in der Praxis zwei gegenläufige Modelle herausbilden. 

Auf der einen Seite stehen Tools (z.B. Wider, Ulula, LaborSolutions), die eine standardisierte 

 
51 VO (EU) 2023/1115 vom 31.05.2023. 
52 Eller/Duval, Verfassungsblog vom 10.01.2025: Im Sog der Bürokratierhetorik: Lieferketten- und 

Nachhaltigkeitsregulierung, s.u. https://hbfm.link/14303 (Abruf: 15.12.2025). 
53 Duval/Eller, Business and Human Rights Research Center Blog vom 01.10.2024: A "digital turn" for 

sustainability due diligence? s.u. https://hbfm.link/14304 (Abruf: 15.12.2025). 
54 Vgl. etwa den Claim der Prewave GmbH (Wien), einem Anbieter von KI-gestütztem Lieferkettenmonitoring: 

"Prewave isn"t just for one regulation. It"s for all of them", s.u. https://hbfm.link/14305 (Abruf: 15.12.2025). 
55 Duval/Rouas/Ebdon, GIZ-Studie, 2023: The Potential of Big Data Technologies for the Human Rights and 

Environmental Due Diligence Process, s.u. https://hbfm.link/14306 (Abruf: 15.12.2025). 
56 Vgl. UvA, DigiChain. s.u. https://hbfm.link/14307 (Abruf: 15.12.2025). 
57 Vgl. Ubillús/Huyse/Verbrugge, "Computer Says No": Assessing the Risks and Opportunities of Digital Supply 

Chain Solutions for the Business and Human Rights Agenda, Report, KU Leuven, 2024; eine Ausnahme auch in 

der europäischen Umschau bildet die Praxishilfe von Streibelt u.a., a.a.O. (Fn. 16). 



und strukturierte Konsultation mittels SMS, Chatbots, IVR-Anrufen oder kurzen Online-

Fragebögen anbieten, um Rückmeldungen von Arbeiterinnen und Gemeinschaften einzuholen. 

Sie versprechen, geografische Distanz, Sprachbarrieren und politische Hemmnisse zu 

überwinden und Unternehmen "direkten Zugang" zu lokalen Perspektiven zu eröffnen. 

Zugleich entscheiden methodische und technische Filter darüber, welche Themen 

angesprochen werden, wer tatsächlich teilnehmen kann und wie Antworten in Risiken übersetzt 

werden. Gleichzeitig haben viele Anbieter starke kommerzielle Anreize, ihre Datenstruktur als 

proprietär zu halten, wodurch die Transparenz dieser Filterlogiken gering bleibt. Auf der 

anderen Seite stehen Tools, die im Rahmen umfassender Risikoanalyse und -vorhersage 

Stakeholder-Perspektiven aus digitalen Spuren ableiten, ohne direkten Kontakt zu suchen (z.B. 

Prewave). Stakeholder-Stimmen werden aus Social-Media-Beiträgen, Nachrichtenmeldungen 

und öffentlichen Datenquellen indirekt modelliert und erscheinen als Risikosignale, nicht als 

politische oder soziale Forderungen.58 Bleibt dies die einzige Form der Einbindung von 

Stakeholdern, droht deren eigentliche Zielsetzung - die Öffnung unternehmerischer 

Entscheidungsstrukturen gegenüber Betroffenen - unterlaufen zu werden. Wenngleich viele 

empirische Fragen noch offen sind und sich die verfügbaren Technologien rasant 

weiterentwickeln, deutet vieles darauf hin, dass die Zukunft der Lieferketten- und 

Nachhaltigkeitsregulierung maßgeblich durch das Design, die Verwendung und die 

Verantwortlichkeit digitaler Tools und Technologien geprägt sein wird. Ein zentraler Schritt 

auf dem Weg zu digitalen Lösungen, die die Leitideen der Sorgfaltspflichten tatsächlich 

unterstützen, sind die derzeit von der Europäischen Kommission erarbeiteten Leitlinien zum 

Einsatz digitaler Tools und Technologien im Rahmen der CSDDD. Hinzu treten parallele 

regulatorische Entwicklungen, etwa im Bereich der Produktregulierung mit dem "Digital 

Product Passport". Damit zeigt sich: Nachhaltigkeits- und Digitalregulierung sind weit enger 

miteinander verflochten, als die bislang weitgehend getrennt geführten wissenschaftlichen 

Debatten vermuten lassen.59 

V. Perspektive eines Anbieters: Der osapiens HUB for Product Compliance und 

Product Carbon Footprint60 

Konkrete Anwendungsszenarien verdeutlichen die Relevanz dieser Verflechtungen und der 

daraus entstehenden wissenschaftlichen Fragestellungen. Unternehmen sehen sich heute mit 

einer Vielzahl nachhaltigkeitsbezogener Pflichten konfrontiert, die sie verpflichten, in kurzer 

Zeit Transparenz in ihren Lieferketten61 und eigenen Geschäftsbereichen zu schaffen. Neben 

dem LkSG und der CSDDD oder der CSRD sind einschlägige Rechtsgrundlagen u.a. die 

Packaging and Packaging Waste Regulation (PPWR)62 oder auch der Digitale Produktpass63 

 
58 Heimstädt/Dobusch, Riskante Retweets: "Predictive Risk Intelligence" und Interessenvertretung in globalen 

Wertschöpfungsnetzwerken, Industrielle Beziehungen 28 (2021), S. 194 ff. 
59 Salminen/Sobel-Read/Viljanen/Eller, Digital Platforms as Second-Order Lead Firms: Beyond the 

Industrial/Digital Divide in Regulating Value Chains, European Review of Private Law 30 (2022) S. 1059 ff. 
60 Das folgende Kap. V. beruht auf dem Vortrag von Thibaud Herrmann, osapiens. 
61 Vgl. zur Risikoanalyse nach dem LkSG: Lorenzen, in: Kaltenborn/Krajewski/Rühl/Saage-Maaß (Hrsg.) 

Lieferkettensorgfaltspflichtenrecht, 2023, § 5. 
62 VO (EU) 2025/40 des EU-Parlaments und des Rates vom 19.12.2024 über Verpackungen und 

Verpackungsabfälle, 22.01.2025. 
63 Der digitale Produktpass ist in Art. 8-13 Ökodesign-VO geregelt; s. für weitere Informationen nur Mittwoch, 

Der digitale Produktpass der Ökodesign-VO (RDi 2024), S. 62 ff. 



als Teil der Ökodesign-Verordnung.64 Um die vielfältigen Vorgaben zu erfüllen, reicht 

herkömmliches Datenmanagement nicht aus. Die Datenerfassung und -verwaltung ist 

umgekehrt sogar eine der größten Herausforderungen der praktischen Umsetzung aktueller 

Nachhaltigkeitsregulierung. Probleme bereitet es schon, die jeweils relevanten Daten zu 

identifizieren, zudem ist es zeitintensiv, diese zu erfassen und entsprechend den gesetzlichen 

Anforderungen aufzubereiten. Ein Hauptgrund für die insoweit bestehenden technischen 

Schwierigkeiten sind die oft fragmentierten Systeme und Daten. Manuelles 

[9] Datenmanagement mit Programmen wie Excel stößt hier schon aufgrund der großen 

Datenmengen schnell an Grenzen. Setzen Unternehmen auf individuelle, separate 

Softwarelösungen, um verschiedene normative Anforderungen zu bewältigen, generiert dies 

wiederum erheblichen Aufwand: Die Einführung und Integration jeder einzelnen 

Softwarelösung in bestehende Systeme und externe Datenquellen erfordert beträchtliche 

Ressourcen und beeinträchtigt die Effizienz der Prozesse. Sind die Lösungen nicht miteinander 

kompatibel, müssen bei der Erfüllung mehrerer Regulierungen viele Daten wiederholt erhoben 

und eingetragen werden. Das private Unternehmen osapiens hat daher eine zentrale Plattform 

entwickelt, die es wie folgt beschreibt: Es werden Lösungen für jede einzelne Regulierung 

geboten und somit sämtliche ESG-Anforderungen abgedeckt. Sein zentraler Ansatz ist es, 

durch eine Software-Plattform, die mehrere Regulierungen abdeckt, die Einhaltung 

gesetzlicher Vorgaben zu vereinfachen, somit Effizienzsteigerungen zu bewirken und zugleich 

die Basis für umfassende organisatorische Veränderungen zu schaffen. Die einmalige 

Anbindung interner und externer Systeme minimiert den Integrationsaufwand auf Seite der 

Unternehmen. Zudem schafft die Plattform Synergien zwischen verschiedenen Lösungen: Ein 

zentraler Ansatz ermöglicht es, einmal erfasste Daten zentral in einer "Single Source of Truth"-

Datenbank zur Verfügung zu stellen und modulübergreifend zu nutzen. So können z.B. CO2-

Daten und Informationen aus der Lieferkette, die für eine Product-Carbon-Footprint-Lösung 

erhoben wurden, automatisiert in das Product Compliance Management integriert werden. Die 

intelligente Verknüpfung der Module spart Zeit und erleichtert die Umsetzung komplexer 

ESG-Maßnahmen erheblich. Diesen Ansatz illustriert osapiens anhand zweier konkreter 

Beispiele: Der erste use case betrifft mit dem osapiens HUB for Product Compliance das 

Produktrecht und adressiert die genannten Herausforderungen durch eine zentrale, skalierbare 

und AI-gestützte Lösung. Diese vereint Daten aus verschiedenen Systemen, löst 

Informationssilos auf und ermöglicht eine durchgehende Orchestrierung von Compliance- und 

Produktdaten. Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf der automatisierten Erfassung, 

Prüfung und Bereitstellung von Informationen entlang der gesamten Lieferkette. Die Plattform 

lässt sich flexibel konfigurieren; zudem können multiple Drittsysteme integriert werden. Der 

osapiens HUB for Product Compliance ermöglicht Unternehmen so, vollständig, strukturiert 

und automatisiert produktbezogene regulatorische Anforderungen zu erfüllen. Er ist in der 

Lage, vollautomatisiert den "End-to-End"-Compliance-Prozess für Unternehmen zu 

übernehmen. Der zweite use case widmet sich der Messung des ökologischen Fußabdrucks von 

Produkten: Der Product Carbon Footprint (PCF) summiert sämtliche Treibhausgasemissionen 

eines Produkts über dessen Lebenszyklus. Bereits einfache Produkte können zahlreiche 

Produktionsschritte umfassen, die jeweils individuelle Emissionsfaktoren aufweisen. Steigt die 

Komplexität von Produkten und mit ihr die Anzahl individueller Emissionsfaktoren, erschwert 

dies auch die Bestimmung ihres ökologischen Fußabdrucks. Produkt- und 

Aktivitätsemissionen (inkl. Scope 1-3) können mit dem osapiens HUB for Product Carbon 

Footprint durch einen vollautomatisierten Berechnungsansatz in kürzester Zeit ermittelt 

 
64 VO (EU) 2024/1781 des EU-Parlaments und des Rates vom 13.06.2024 zur Schaffung eines Rahmens für die 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen für nachhaltige Produkte, 28.06.2024. 



werden. Auf dieser Basis lässt sich der ökologische Fußabdruck eines Produkts präzise 

ableiten. Der berechnete Product Carbon Footprint kann anschließend anderen Unternehmen 

zur Verfügung gestellt werden und dient dort als Datengrundlage für die Berechnung von 

Scope 3.1-und 3.2-Emissionen.65 Zusätzliche Synergien entstehen, wenn Product Compliance 

und Product Carbon Footprint auf einer gemeinsamen, konsistenten Datenbasis 

zusammengeführt werden. 

VI. Fazit 

Gerade in Zeiten des Backlash gegen den European Green Deal ist es notwendig, die Rolle des 

Lieferkettenrechts in der Nachhaltigkeitstransformation nicht aus den Augen zu verlieren. 

Daher hat die diesem Beitrag zugrunde liegende Fachtagung sowohl eine Bestandsaufnahme 

des LkSG vorgenommen, als auch den Blick auf zwei Themen gerichtet, die jenseits des 

Omnibus-Verfahrens die praktische und normative Ausgestaltung unternehmerischer 

Sorgfaltspflichten künftig besonders prägen werden: Die effektive Einbindung von 

Stakeholdern in unternehmerische Entscheidungsprozesse sowie der Einsatz von 

Digitalisierung und künstlicher Intelligenz bei der Erfüllung der Sorgfaltspflichten. Zunächst 

hat der Erfahrungsbericht mit dem LkSG gezeigt, dass menschenrechtliche und 

umweltbezogene Sorgfaltspflichten erfüllbar sind. Angesichts der aktuellen Diskussion über 

die vermeintliche (Ent-)Bürokratisierung der Lieferkettenregulierung ist dies eine nicht 

unerhebliche Erkenntnis. Die gesetzlichen Sorgfaltspflichten haben bereits in kurzer Zeit zu 

Transformationsprozessen in vielen Unternehmen geführt. Darüber hinaus wurde im Rahmen 

der Tagung die zentrale Rolle des Stakeholder-Engagements deutlich. Die Analyse hat gezeigt, 

dass die Einbindung von Personen und Gruppen, die von den Aktivitäten eines Unternehmens 

betroffen sein könnten, ein entscheidender Faktor für die Wirksamkeit unternehmerischer 

Maßnahmen ist. Durch diesen Austausch wird die Lieferkette transparenter, was für die 

Identifizierung und Bewertung menschenrechtlicher Risiken wichtig ist. Dies wiederum kann 

helfen, geeignete Präventions- und Abhilfemaßnahmen zu entwickeln. Der Stakeholder-Dialog 

ist somit ein strukturelles Element wirksamer menschenrechts- und umweltbezogener 

Sorgfaltspflichten. Er leistet einen entscheidenden Beitrag für eine gründliche Risikoanalyse 

und für passende Maßnahmen. Jedoch besteht bei einer rein formalisierten Beteiligung die 

Gefahr, dem transformativen Anspruch des Lieferkettenrechts nicht gerecht zu werden. [10] 

Das zweite Thema, die fortschreitende Digitalisierung der Lieferkettenregulierung, hat mit dem 

Versprechen von Effizienz, Skalierbarkeit und Kostenreduktion sowohl auf politischer als auch 

auf unternehmerischer Ebene schnell eine wesentliche Rolle für die Durchführung der 

Sorgfaltspflichten eingenommen. Digitale Tools und Plattformen entwickeln sich zunehmend 

zu zentralen Intermediären der Sorgfaltspflichtenpraxis. Allerdings ersetzen sie nicht die 

menschliche Arbeit an den Ursachen der Menschenrechtsverletzungen in Lieferketten. Die 

Analyse hat zum einen die enge Verzahnung von Lieferkettenregulierung und Digitalisierung 

gezeigt, aber auch deutlich gemacht, dass das Design und die Methodologie der digitalen Tools 

eine wesentliche Rolle bei der Frage spielen, ob diese Instrumente auch die Ideen der 

 
65 Gemäß den European Sustainability Reporting Standards (ESRS) (Delegierte VO (EU) 2023/2772) müssen 

Unternehmen ihre Brutto-Treibhausgasemissionen nach Scope 1, 2 und 3 offenlegen; kurzgefasst werden Scope 

1-3 wie folgt definiert: Scope-1-Treibhausgasemissionen sind direkte Treibhausgasemissionen aus Quellen, die 

sich im Eigentum oder unter der Kontrolle des Unternehmens befinden; unter Scope 2 fallen indirekte 

Treibhausgasemissionen aus der eingekauften Energie (z.B. Strom, Wärme); zu Scope 3 zählen weitere indirekte 

Emissionen entlang der gesamten Wertschöpfungskette (vor- und nachgelagert), die außerhalb der direkten 

Kontrolle des Unternehmens entstehen; vgl. Delegierte VO (EU) 2023/2772 der Kommission vom 31.07.2023 zur 

Ergänzung der RL 2013/34/EU des EU-Parlaments und des Rates durch Standards für die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung, 30.12.2023, Anhang II (Abkürzungen und Glossar). 



Sorgfaltspflichten umsetzen. Für die Weiterentwicklung des Lieferkettenrechts ergibt sich 

daraus ein doppelter Ausblick: Zum einen wird es darauf ankommen, die Kohärenz zwischen 

Lieferkettenregulierung und Digitalisierung stärker in den Blick zu nehmen. Zum anderen stellt 

sich die Aufgabe, Wirksamkeit nicht allein über formale Pflichterfüllung oder technologische 

Effizienz zu definieren, sondern über die tatsächliche Öffnung unternehmerischer 

Entscheidungsprozesse gegenüber Betroffenen. Auch jenseits der jüngsten gesetzgeberischen 

Aktivitäten bleibt das Lieferkettenrecht damit ein dynamisches Regulierungsfeld. Am Beispiel 

der Einbindung betroffener Gruppen und der Digitalisierung hat sich auf der Fachtagung 

gezeigt, dass seine Theorie und Praxis an vielen Stellen bereits weiter fortgeschritten sind, als 

es der Omnibus-Prozess vermuten lässt. 
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